Amtsblatt fiir Brandenburg

25. Jahrgang Potsdam, den 15. Januar 2014 Nummer 2

Inhalt Seite

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Ministerium fiir Arbeit, Soziales, Frauen und Familie

Richtlinie des Ministeriums fiir Arbeit, Soziales, Frauen und Familie zur Stirkung

der Sozialpartnerschaft und Steigerung der Qualitdt der Arbeit (Brandenburger

Sozialpartnerrichtlinie) . ......... ... 31
Brandenburgische Landeszentrale fiir politische Bildung

Richtlinie des Ministeriums fiir Bildung, Jugend und Sport zur Férderung von Mafinahmen

der politischen Bildung durch die Brandenburgische Landeszentrale fiir politische Bildung ...... 35

Der Landeswahlleiter

Kommunalwahlen am 25. Mai 2014 . ... ... . e 42

Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe

Feststellung des Unterbleibens einer Umweltvertraglichkeitspriifung (UVP) fiir das Vorhaben
,»,110-kV-Freileitung Finsterwalde - Ragow, Abschnitt Finsterwalde - Uckro (Bl. 6830)“ ......... 43

Feststellung des Unterbleibens einer Umweltvertraglichkeitspriifung (UVP) fiir das Vorhaben

., Verlingerung des Planfeststellungsbeschlusses vom 19.12.2005 fiir den Kiessandtagebau

Taubendort™ . . ... 43
Feststellung des Unterbleibens einer Umweltvertrdglichkeitspriifung (UVP) fiir das Vorhaben

,.Ergidnzung und Verldangerung des fakultativen Rahmenbetriebsplans - Grauwacketagebau

GroBthIemI g . o oo 44
BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberforsterei Lehnin

Feststellen des Unterbleibens einer Umweltvertraglichkeitspriifung (UVP) fiir das Vorhaben
einer Erstaufforstung . . ... ... 44



30

Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 2 vom 15. Januar 2014

Inhalt

BEKANNTMACHUNGEN DER KORPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Versorgungswerk der Rechtsanwiilte in Brandenburg

Rentensteigerungsbetrag und Richtsatz fiir das Sterbegeld des Versorgungswerkes

der Rechtsanwilte in Brandenburg ............ ... ..

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen . .. .. ... ...ttt e

Insolvenzsachen . .. ... ... .. . .

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Ungiiltigkeitserkldrung von Dienstausweisen . . ..........oouititinnneneeunnna..n

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Glaubigeraufrufe . .. ... ...

Seite

45

46

51

52

52



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 2 vom 15. Januar 2014 31

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

1.1

1.2

1.3

1.4

Richtlinie des Ministeriums fiir Arbeit,
Soziales, Frauen und Familie
zur Stirkung der Sozialpartnerschaft
und Steigerung der Qualitiit der Arbeit
(Brandenburger Sozialpartnerrichtlinie)

Vom 30. November 2013

Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

Das Land gewdhrt nach Mafigabe dieser Richtlinie, der
§§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) und der
hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV) sowie
des Operationellen Programms des Landes Brandenburg
fiir den Europdischen Sozialfonds (ESF) 2007 - 2013,
Prioritdtsachse A, Zuwendungen aus Mitteln des ESF zu-
gunsten der Entwicklung der Arbeitsorganisation von
Unternehmen zur Steigerung der Qualitdt von Arbeit, Si-
cherung von Fachkriften und Anpassung an sich verédn-
dernde demografische, technologische und dkologische
Rahmenbedingungen.

Die Gestaltung des demografischen Wandels, die Schaf-
fung guter und attraktiver Arbeitsbedingungen und die Si-
cherung unternehmerischer Wettbewerbs- und Innova-
tionsfahigkeit sowie des Fachkriftebedarfs und die Ein-
sparung von Ressourcen sind zentrale Herausforderungen
fiir die weitere Entwicklung Brandenburgs. Ein Schliissel
zur Bewiltigung dieser Aufgaben liegt in der nachhaltigen
Gestaltung der Arbeitsorganisation. Hierbei kommt den
Sozialpartnern im Hinblick auf zukunftsweisende Tarif-
vertrdge, innovative Betriebsvereinbarungen und einer
gemeinsamen, an Mitbestimmung orientierten Gestaltung
der Arbeitsbedingungen eine herausgehobene Bedeutung
zu. Unter den Brandenburger Bedingungen niedriger Or-
ganisationsgrade und schwacher Tarifbindung ist die Stér-
kung der Sozialpartnerschaft in Brandenburg dabei ein
wichtiger Schritt, um Brandenburg zu einem Standort der
,,Guten Arbeit* fortzuentwickeln. Die Richtlinie bezieht
sich daher auf die Gestaltung der Arbeitsorganisation und
auf die Unterstiitzung und Stérkung der betrieblichen und
iiberbetrieblichen Strukturen der Sozialpartnerschaft.

Auf die Gewdhrung der Zuwendung besteht kein Rechts-
anspruch. Die Bewilligungsstelle entscheidet auf Grund
ihres pflichtgeméfen Ermessens im Rahmen der verfiig-
baren Haushaltsmittel.

Das Gender-Mainstreaming-Prinzip ist anzuwenden, das
heift, bei der Planung, Durchfiihrung und Begleitung von
MafBnahmen sind ihre Auswirkungen auf die Gleichstel-
lung von Frauen und Ménnern zu beriicksichtigen.

2.1

2.1.1

Gegenstand der Forderung

Projekte zur Entwicklung der Arbeitsorganisation von
Unternehmen

Gefordert werden im Rahmen der Projekte:

- Aufgaben zur Projektdurchfiihrung,

- Beratungsleistungen zur Entwicklung der Arbeits-
organisation von Unternehmen,

- themenzentrierte Erfahrungsaustausche.

Die Aufgaben zur Projektdurchfithrung umfassen:

- Akquise von Unternehmen,

- Erstberatung der Unternehmen,

- Ansprache und Erstberatung von Betriebsréten,

- Beschaffung von Beratungsleistungen externer Leis-
tungserbringer (Beratungsdienstleister),

- Koordinierung und Begleitung der Beratungsleistun-
gen,

- Offentlichkeitsarbeit.

Beratungsleistungen zur Entwicklung der Arbeitsorgani-
sation von akquirierten Unternehmen umfassen bis zu
zwei Stufen:

Stufe 1: die Entwicklung von Betriebsanalysen und
MaBnahmenplédnen zur Anpassung der Arbeits-
organisation und gegebenenfalls - darauf auf-
bauend -

Stufe 2: die Begleitung der betrieblichen Umsetzung der
MafBnahmenpléne.

Die Beratungen miissen sich inhaltlich auf eines oder
mehrere der folgenden Themen beziehen:

- Gesundheitsforderung am Arbeitsplatz,

- Forderung einer alternsgerechten Arbeitswelt,

- Vereinbarkeit von Beruf und Familie,

- Vereinbarkeit von Beruf und Pflege,

- internes Ausbildungsmanagement zur Gewinnung
und betrieblichen Begleitung von Auszubildenden,

- internes Weiterbildungsmanagement,

- Einrichtung 6kologischer betrieblicher Mainahmen
zur Ressourceneinsparung,

- Entwicklung neuer Arbeitsbereiche und Beschéfti-
gungsfelder,

- Entwicklung von flexiblen Arbeitszeitmodellen,

- Entwicklung von Alternativen zu atypischen Beschéf-
tigungsverhiltnissen,

- Personalentwicklung,
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- Aufstiegsmoglichkeiten fiir Frauen,
- Produkt- und Prozessinnovation,
- betriebliche Umstrukturierungen.

2.1.4 Innerhalb der Projekte nach Nummer 2.1 kdnnen auch

2.2

3.1

32

4.1

themenzentrierte Erfahrungsaustausche nach Nummer 2.2
gefordert werden.

Themenzentrierte Erfahrungsaustausche

Themenzentrierte Erfahrungsaustausche konnen auch un-
abhingig von Projekten nach Nummer 2.1 beantragt wer-
den.

Sie miissen sich inhaltlich auf Themen unter Nummer 2.1.3
beziehen und kdnnen auf regionaler oder auf Branchen-
Ebene veranstaltet werden.

Die Erfahrungsaustausche kénnen in Form von Work-
shops, Fachseminaren oder Konferenzen stattfinden. In
ihrem Zentrum sollen konkrete Beispiele aus Unterneh-
men und deren Ubertragbarkeit stehen.

Die Erfahrungsaustausche richten sich an Arbeitgeber-
verbandsvertreter/-innen, Gewerkschaftsvertreter/-innen,
Betriebsrite, Arbeitnehmer/-innen und/oder Unterneh-
mer/-innen.

Zuwendungsempfinger

Antragsberechtigt fiir Projekte nach Nummer 2.1 sind ta-
riffahige Gewerkschaften und tariffahige Arbeitgeberver-
binde (unter anderem Innungen) als Sozialpartner sowie
Organisationstrager (zum Beispiel Bildungsdienstleister)
als juristische Personen des o6ffentlichen oder privaten
Rechts oder als Personengesellschaften. Die Sozialpart-
ner miissen einen Standort oder eine ortliche Zustiandig-
keit in Brandenburg aufweisen.

Antragsberechtigt fiir Mafnahmen nach Nummer 2.2 sind
tariffdhige Gewerkschaften sowie tariffahige Arbeitgeber-
verbédnde (unter anderem Innungen) mit Standort oder 6rt-
licher Zustandigkeit in Brandenburg als juristische Perso-
nen des offentlichen oder privaten Rechts oder als Perso-
nengesellschaften. Organisationstrager erhalten Zuwen-
dungen flir Erfahrungsaustausche nur im Rahmen von
Antragen nach Nummer 2.1.

Zuwendungsvoraussetzungen

Voraussetzung fiir die Zuwendung nach Nummer 2.1 ist
eine bestehende tarifvertragliche Regelung zu Forder-
inhalten unter Nummer 2.1.3. Wenn zur Antragstellung
nicht auf eine bestehende tarifvertragliche Regelung zu-
riickgegriffen werden kann, erfiillt diese Voraussetzung
auch eine Sozialpartnervereinbarung, die von den jeweils
zustidndigen Sozialpartnern oder der zustindigen Innung
und Gewerkschaft zur Unterstiitzung arbeitsorganisatori-
scher Vorhaben nach Nummer 2.1 getroffen wurde. Die

4.2
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4.4

5.1
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53

5.4

54.1

Sozialpartnervereinbarung soll prioritire Ziele und Hand-
lungsschwerpunkte nach Nummer 2.1.3 umfassen.
Sozialpartnervereinbarungen in diesem Sinne sind neben
moglicherweise bereits vorliegenden auch solche, die mit
der Absicht abgeschlossen wurden, gezielt im Rahmen
dieser Richtlinie aktiv zu werden. Die bestehende tarif-
vertragliche Regelung oder die Sozialpartnervereinba-
rung ist spitestens mit der ersten Mittelanforderung vor-
zulegen.

Die teilnehmenden Unternehmen nach Nummer 2.1 miis-
sen nicht Mitglied in einem Arbeitgeberverband sein, ei-
nen Betriebsrat oder eine Tarifbindung aufweisen. Voraus-
setzung ist jedoch eine Betriebsstitte im Land Branden-
burg.

Voraussetzung fiir Beratungsleistungen nach Nummer 2.1
zur Unterstiitzung der Realisierung der Maflnahmenpliane
(Stufe 2) ist, dass die Geschiftsfiihrung des jeweiligen
Unternehmens sich in einer Erkldarung zum Wert der So-
zialpartnerschaft bekennt.

Fiir themenzentrierte Erfahrungsaustausche nach Num-
mer 2.2 sind Sozialpartnervereinbarungen oder einschlé-
gige tarifliche Bestimmungen nicht Voraussetzung.

Forderfahig sind themenzentrierte Erfahrungsaustausche,
deren Kreis der Teilnehmenden sich mehrheitlich aus in
Brandenburg Beschiftigten oder wirtschaftlich Tatigen
zusammensetzt und die im Land Brandenburg stattfinden.

Art und Umfang, Hohe der Zuwendung

Zuwendungsart: Projektforderung

Finanzierungsart: Fehlbedarfsfinanzierung

Form der Zuwendung: Zuschuss
Bemessungsgrundlage

Die forderfahigen Gesamtausgaben bei Projekten nach
Nummer 2.1 setzen sich zusammen aus:

- direkten und indirekten Ausgaben zur Projektdurch-
fiihrung nach Nummer 2.1.1

Die direkten Ausgaben umfassen die Personal- (bis
zu Entgeltstufe TV-L 12) und Sachausgaben. Indirek-
te Ausgaben werden nach Artikel 11 Absatz 3 Buch-
stabe b der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 anhand
eines Pauschalsatzes in Hohe von 13 Prozent der
Summe der Personalausgaben gefordert. Die indirek-
ten Ausgaben umfassen auch Ausgaben fiir Offent-
lichkeitsarbeit.

- Ausgaben fiir Beratungsleistungen nach Nummer 2.1.2

Forderfiahige Ausgaben werden fiir die durch die ex-
ternen Berater erbrachten Leistungen in Stufe 1 und
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Stufe 2 jeweils fiir bis zu 20 Personentage beriicksich-
tigt. Ein Personentag wird mit Gesamtausgaben bis zu
einem Betrag von hochstens 1 000 Euro zuziiglich
nicht erstattungsfahiger Mehrwertsteuer gefordert.
Ein Personentag umfasst mindestens acht Zeitstun-
den. Eine hohere Stundenzahl pro Tag fiihrt nicht zur
Erhéhung des Tagessatzes.

- Ausgaben fiir Entgeltfortzahlungen der an den Bera-
tungen der Unternehmen teilnehmenden Beschaftig-
ten (Ausgaben fiir Freistellungen).

- Ausgaben fiir themenzentrierte Erfahrungsaustausche.

Die forderfahigen Ausgaben fiir themenzentrierte Erfah-
rungsaustausche nach Nummern 2.1.4 und 2.2 betragen
hochstens 71 Euro zuziiglich nicht erstattungsfédhiger
Mehrwertsteuer je Teilnehmer/Teilnehmerin und Veran-
staltung.

Kofinanzierung durch die Zuwendungsempfanger

Die Kofinanzierung der Zuwendungsempfinger in den
Projekten nach Nummer 2.1 muss mindestens 25 Prozent
der forderfdhigen Gesamtausgaben betragen. Sie kann
sich zusammensetzen aus:

- Eigenmitteln des Zuwendungsempfangers und Dritter,

- Beitrdgen der Unternehmen fiir Beratungsleistungen,

- Entgeltfortzahlungen der an den Beratungen der
Unternehmen teilnehmenden Beschiftigten. Fiir die
Entgeltfortzahlung werden als Pauschalsatz nach
Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe b der Verordnung (EG)
Nr. 1081/2006 pro Zeitstunde jeweils 18 Euro ange-
rechnet. Entgeltfortzahlungen werden nicht fiir Teil-
nehmende an Erfahrungsaustauschen angerechnet.

- Teilnehmerbeitrige an themenzentrierten Erfahrungs-
austauschen.

Die Kofinanzierung der Zuwendungsempfanger fiir
die themenzentrierten Erfahrungsaustausche nach Num-
mer 2.2 in Form von Eigenmitteln des Zuwendungsemp-
fangers, Eigenmittel Dritter oder Teilnehmerbeitrigen
muss mindestens 25 Prozent der forderfahigen Gesamt-
ausgaben betragen. Entgeltfortzahlungen fiir Teilnehmen-
de werden nicht angerechnet.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Zuwendungen nach Nummer 2.1.2 dieser Richtlinie fiir
die beratenen Unternehmen stellen ,,De-minimis*“-Beihil-
fen nach der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kom-
mission iiber die Anwendung der Artikel 87 und 88
EG-Vertrag auf ,,De-minimis“-Beihilfen dar.

Eine Kumulierung von Mitteln nach dieser Férderung mit
anderen offentlichen Mitteln ist nur insoweit zuldssig, als
der maximale Gesamtbetrag aller ,,De-minimis“-Beihil-
fen in einem Zeitraum von drei Steuerjahren den vorgege-
benen Schwellenwert von 200 000 Euro nicht tibersteigt.

6.2

6.3

6.4

Dieser Hochstbetrag gilt fiir ,,De-minimis“-Beihilfen
gleich welcher Art und Zielsetzung. Ausgenommen von
der Gewdhrung von ,,De-minimis“-Beihilfen sind die
vom Anwendungsbereich der ,,De-minimis*-Verordnung
ausgeschlossenen Bereiche. Jede ,,De-minimis‘“-Beihilfe,
die das jeweilige beratene Unternehmen in den voran-
gegangenen zwei Steuerjahren sowie im laufenden
Steuerjahr erhalten hat, ist anzugeben.

Nach Auslaufen der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 ist
die entsprechende Nachfolgeregelung anzuwenden.

Eine Forderung nach dieser Richtlinie ist insoweit ausge-
schlossen, als derselbe Forderzweck aus anderen offent-
lichen Mitteln bezuschusst wird. Eine Forderung nach
dieser Richtlinie ist insbesondere ausgeschlossen, wenn
eine weitere Forderung aus Mitteln der Strukturfonds der
Europiischen Union - Europdischer Sozialfonds (ESF)
und Europdischer Fonds filir regionale Entwicklung
(EFRE) -, dem Europédischen Landwirtschaftsfonds fiir
die Entwicklung des landlichen Raums (ELER), aus den
regional libergreifenden Operationellen Programmen des
Bundes zur Entwicklung des Arbeitsmarktes und der Hu-
manressourcen oder eine Forderung aus anderen Pro-
grammen der Europdischen Union fiir den unter Num-
mer 2 genannten Zuwendungszweck erfolgt.

Es sind die Fordergrundsitze fiir das Operationelle Pro-
gramm des Landes Brandenburg fiir den ESF in der For-
derperiode 2007 - 2013, Ziel Konvergenz Brandenburg
Nordost und Brandenburg Siidwest nebst Anlage in der je-
weils geltenden Fassung zu beachten. Fiir die Honorar-
ausgaben gelten abweichend die unter Nummer 5.4.1 ge-
nannten Betrige.

Publizitétspflichten

Gemil Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
1828/2006 sind die Begiinstigten der ESF-Férderung ver-
pflichtet, alle MaBBnahmenbeteiligten sowie die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer der geférderten MaBnahmen
iiber die Finanzierung durch den ESF zu informieren. Da-
bei ist auf die Forderung des Ministeriums fiir Arbeit, So-
ziales, Frauen und Familie (MASF) aus Mitteln des ESF
so hinzuweisen, dass die fordernde Rolle des MASF und
der Europdischen Gemeinschaft fiir die Aktivitdten nach
dieser Richtlinie zum Ausdruck gebracht wird. Dies ist
auch in allen offentlichkeitswirksamen Aktionen der
MaBnahmen der Zuwendungsempfanger zum Ausdruck
zu bringen. Vorgaben und Unterstiitzungsangebote sind
im ,,Merkblatt zur Offentlichkeitsarbeit ESF-geforderter
Projekte* auf der Website www.esf.brandenburg.de verdf-
fentlicht. Bei MaBnahmen der Information und Offent-
lichkeitsarbeit im Rahmen der Richtlinie ist von den Zu-
wendungsempfingern das Merkblatt verbindlich anzu-
wenden.

Begiinstigtenverzeichnis

Gemail Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1828/2006 er-
kldren sich die begiinstigten Unternehmen der ESF-For-
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derung bei Annahme der Finanzierung damit einverstan-
den, dass sie in das geméal Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe d
der Verordnung (EG) Nr. 1828/2006 zu verdffentlichende
Verzeichnis der Beglinstigten aufgenommen werden.

Wirkungskontrolle

Zur Antragsbearbeitung, Aus- und Bewertung der Forde-
rung (Wirkungskontrolle) und zur Erstellung einer For-
derstatistik erfasst die Landesagentur fiir Struktur und Ar-
beit (LASA) Brandenburg GmbH statistische Daten auf
der Grundlage bestehender und vorbehaltlich noch zu er-
lassender EU-Bestimmungen fiir den Strukturfondsfor-
derzeitraum 2007 - 2013, insbesondere Informationen zu
den MaBnahmen/Projekten, insbesondere zu den gefor-
derten Unternehmen.

Verfahren
Antragsverfahren

Es sind vier Antragstermine fiir Projektantrige nach
Nummer 2.1 vorgesehen: 15. Dezember 2013, 15. Januar,
15. Februar und 31. Mérz 2014. Antrdge zur Durchfiih-
rung von themenzentrierten Erfahrungsaustauschen nach
Nummer 2.2 koénnen laufend, miissen jedoch mindestens
drei Wochen vor Mallnahmebeginn, gestellt werden. An-
trige sind tiber das Internet-Portal der LASA Branden-
burg GmbH zu stellen (sieche Online-Antragsverfahren
unter www.lasa-brandenburg.de).

Die Antragsauswahl fiir Projekte nach Nummer 2.1 er-
folgt auf der Grundlage eines Kriterienkataloges, der je-
weils mit den Antragsunterlagen abgerufen werden
kann. Ein Projektauswahlgremium erarbeitet ein fachli-
ches Votum, welches die Bewilligungsstelle bei ihrer
Forderentscheidung einbezieht. Antridge mit Veranstal-
tungskonzepten zu Nummer 2.2 werden auf der Grund-
lage eines Kriterienkatalogs von der Bewilligungsstelle
bewilligt.

Bewilligungsverfahren
Bewilligungsstelle ist die LASA Brandenburg GmbH.
Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung erfolgt nach Mittelanforderung durch
den Zuwendungsempfianger. Der letzte Teilbetrag in Hohe
von 5 Prozent der Zuwendungssumme, hochstens jedoch
10 000 Euro, wird bis nach Abschluss der Verwendungs-
nachweispriifung einbehalten und in Abhingigkeit vom
Priifergebnis ausgezahlt.

Zu beachtende Vorschriften

Fiir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Authe-
bung des Zuwendungsbescheides und die Riickforderung
der gewidhrten Zuwendung gelten die VV/VVG zu § 44

7.4.2

7.4.3

7.4.4

LHO, soweit nicht in dieser Forderrichtlinie Abweichun-
gen zugelassen worden sind.

Bei der Antragstellung richtet sich die Hohe der pauscha-
lierten indirekten Ausgaben nach Nummer 5.4.1 nach der
Hohe der fiir die Pauschale mafigeblichen direkten Aus-
gaben. Ein Nachweis der pauschalierten indirekten Aus-
gaben anhand von Belegen ist nicht notwendig.

Der Nachweis der pauschalierten Entgeltfortzahlung nach
Nummer 5.5.1 erfolgt durch Nachweis der Teilnahme der
an den Beratungen der Unternehmen teilnehmenden Be-
schiftigten und der Freistellungserklarung des Arbeit-
gebers.

Uber die Landeshaushaltsordnung hinaus sind die fiir den
Strukturfondsforderzeitraum 2007 - 2013 einschldgigen
Bestimmungen aus den EU-Verordnungen zu beachten,
insbesondere beziiglich der Auszahlungs- und Abrech-
nungsvorschriften.

Der Landesrechnungshof ist geméfl § 88 Absatz 1 und
§ 91 LHO zur Priifung berechtigt. Des Weiteren sind die
in Artikel 19 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1828/2006
genannten Stellen priifberechtigt. Die Zuwendungsemp-
fanger sind verpflichtet, diesen Stellen im Rahmen der
Uberpriifung das Zutrittsrecht zu den Riumlichkeiten zu
gewihren.

Die durch die ESF-Verwaltungsbehorde bestimmte Auf-
teilung des Verhiltnisses der Zuwendungshéhe fiir die Re-
gionen Brandenburg Nordost und Brandenburg Stidwest
(NUTS-2-Regionen) ist einzuhalten. Die Zuordnung er-
folgt projektbezogen entweder fiir das gesamte Forderge-
biet oder fiir eine der beiden Regionen Brandenburg
Nordost oder Brandenburg Siidwest entsprechend Durch-
fithrungsort der Maflnahme.

Subventionserhebliche Tatsachen

Gemil dem Brandenburgischen Subventionsgesetz vom
11. November 1996 (GVBIL. I S. 306) gelten fiir Leistun-
gen nach Landesrecht, die Subventionen im Sinne des
§ 264 des Strafgesetzbuches (StGB) sind, die §§ 2 bis 6
des Gesetzes gegen missbriauchliche Inanspruchnahme
von Subventionen vom 29. Juli 1976 (BGBI. I S. 2034).

Die Bewilligungsbehorde hat gegeniiber den Antragstel-
lern in geeigneter Weise deutlich zu machen, dass es sich
bei den Zuwendungen in der gewerblichen Wirtschaft um
Subventionen im Sinne von § 264 StGB handelt. Die sub-
ventionserheblichen Tatsachen im Sinne des § 264 StGB
werden dem Zuwendungsempfanger im Rahmen des An-
trags- und Bewilligungsverfahrens als subventionserheb-
lich bezeichnet.

Geltungsdauer

Die Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 2013 in
Kraft und am 31. Mérz 2015 auBler Kraft.
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Brandenburgische Landeszentrale fiir politische Bildung

Richtlinie des Ministeriums fiir Bildung,

Jugend und Sport zur Forderung von Mafinahmen
der politischen Bildung durch die Brandenburgische

1.2

2.1

Landeszentrale fiir politische Bildung

Vom 17. Dezember 2013

Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

Das Land gewihrt durch die Brandenburgische Landes-
zentrale fiir politische Bildung (nachstehend Landes-
zentrale genannt) nach Maf3gabe dieser Richtlinie und der
§§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 21. April 1999
(GVBI. I S. 106), zuletzt gedndert durch Artikel 14 des
Gesetzes vom 28. Juni 2006 (GVBI. I S. 74, 85), sowie der
dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften Zuwendungen
fiir MaBnahmen der politischen Bildung.

Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewéhrung der Zu-
wendung besteht nicht; vielmehr entscheidet die Landes-
zentrale nach pflichtgemédBem Ermessen im Rahmen der
verfiigbaren Haushaltsmittel.

Gegenstand der Forderung

Es konnen Maflnahmen der politischen Bildung geférdert
werden, an denen das Land Brandenburg ein erhebliches
Interesse hat.

Dies sind MaBinahmen, die dem Bediirfnis der Biirgerin-
nen und Biirger nach authentischen Informationen und
der Teilhabe an demokratischen Prozessen entsprechen.
Sie sollen zu politisch verantwortlichem Handeln und zu
zivilgesellschaftlichem Engagement anregen und befahi-
gen.

Inhaltlich magebend sind vor allem folgende Zwecke:

- Forderung des Versténdnisses der Demokratie und der
verfassungsméfigen Ordnung sowie der Mitwirkung
an demokratischen Prozessen;

- Vermittlung von Kenntnissen iiber politische, gesell-
schaftliche, wirtschaftliche und kulturelle Fragen der
Gegenwart;

- Vermittlung von Kenntnissen zu landesspezifischen
kommunalpolitischen, kulturellen und historischen
Themen;

- Vertiefung des europdischen Gedankens und Vermitt-
lung von Kenntnissen iiber internationale Entwick-
lungsprozesse;

- Aufkldrung iiber Ursachen und Erscheinungsformen
von Ausldnderfeindlichkeit, Rassismus, Antisemi-
tismus, politischem Extremismus und Gewalt sowie
die Moglichkeiten zu ihrer Bekdmpfung;

- Forderung einer kritischen Auseinandersetzung mit
Themen der Zeitgeschichte, insbesondere des Natio-
nalsozialismus und der DDR-Geschichte.

2.2

4.1

4.2

5.1
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Nicht zuwendungsféhig sind Maflnahmen der

- berufsfachlichen Aus- und Weiterbildung;
- allgemeinen Lebenshilfe;
- Forschung und Lehre

sowie

- Angebote touristischer Art;

- interne Tagungen von Verbdnden und Organisationen;

- Veranstaltungen nach dem Betriebsverfassungsgesetz
oder dem Personalvertretungsgesetz.

Zuwendungsempfinger

Antragsberechtigt sind nichtstaatliche und gemeinniitzige
Einrichtungen und Vereine aller Art sowie nach dem
Brandenburgischen Weiterbildungsgesetz (BbgWBG) an-
erkannte Weiterbildungseinrichtungen, die ihren Sitz im
Land Brandenburg haben.

In begriindeten Einzelfdllen ist eine Projektforderung fiir
MaBnahmen in Brandenburg an einen Triger mit Sitz
auflerhalb des Landes Brandenburg moglich.

Natiirliche Personen kénnen keine Zuwendung erhalten.
Zuwendungsvoraussetzungen

Gefordert werden Einzelprojekte, die einen Beitrag zur
politischen Bildung im Land Brandenburg leisten. Ein-
zelprojekte, die auBerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land durchgefiihrt werden, konnen als Ausnahme zuge-
lassen werden.

Teilnehmerbezogene Forderung

Eine teilnehmerbezogene Forderung ist grundsétzlich
dann zuldssig, wenn eine Mindestteilnehmerzahl von
acht Personen (ohne Tagungspersonal) erreicht wird. Die
Mehrheit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer sollen ih-
ren Wohnsitz oder Arbeits- beziehungsweise Ausbil-
dungsplatz im Land Brandenburg haben.

Forderung anderer Projekte

Die Landeszentrale kann bei Projekten, die nicht teilneh-
merbezogen gefordert werden (Publikationen, Ausstel-
lungen, Pilotprojekte usw.) nach den Bestimmungen der
§§ 23, 44 der Landeshaushaltsordnung und den dazu er-
lassenen Verwaltungsvorschriften verfahren.

Art und Umfang, Hohe der Zuwendung
Zuwendungsart

Die Zuwendung erfolgt als Projektforderung.

Finanzierungsart

Die Forderung erfolgt regelméBig als Festbetragsfinan-
zierung.



36

5.3

5.4

5.4.1
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Eigenmittel, Teilnehmergebiihren und sonstige Einnah-
men sind vorrangig zur Projektfinanzierung einzusetzen.
Eine Vollfinanzierung kommt nur in begriindeten Aus-
nahmefillen in Betracht.

Form der Zuwendung

Die Zuwendung wird grundsitzlich als Zuschuss/Zuwei-
sung bewilligt.

Bemessungsgrundlage

Der Fordersatz betrigt pro Tag und Teilnehmer bis zu
50 Euro.

Er dient insbesondere der Deckung folgender Ausgaben:

- konzeptionelle Vorbereitung und Qualitéitssicherung
der Veranstaltung;

- Honorare der Referenten und des sonstigen Tagungs-
personals;

- Fahrtkosten, Unterkunft und Verpflegung der Teilneh-
mer und des Tagungspersonals;

- Offentlichkeitsarbeit, Raum- und Technikmiete;

- Tagungsmaterial und andere Programmkosten.

Die Dauer eines Veranstaltungstages soll mindestens
sechs Zeitstunden umfassen, Veranstaltungen und Veran-
staltungsteile (zum Beispiel bei An- und Abreisetagen ei-
ner mehrtigigen Veranstaltung) unter sechs Zeitstunden,
aber mindestens drei Zeitstunden Arbeitsprogramm wer-
den als halber Veranstaltungstag bezuschusst.

Die Hohe der Forderung bestimmt sich nach der Zeit der
Anwesenheit der einzelnen Teilnehmer. Beleg fiir die
Dauer der Anwesenheit ist die vollstindig ausgefiillte
Teilnehmerliste. Der Zuschussbetrag wird fiir hochstens
30 Teilnehmer je Veranstaltungstag gewdhrt.

Organisationskostenpauschale

Es kann zusitzlich eine Organisationskostenpauschale
zur Deckung der Ausgaben fiir

- Veranstaltungsorganisation und Nachbereitung der
Projekte;

- Allgemeine Verwaltungsaufwendungen (Biirobedarf,
Arbeits- und Verbrauchsmaterialien, hauseigene
Kopierkosten, Telefon- und Telefaxgebiihren, Porto,
Biiromiet- und Nebenkosten, Versicherungsbeitrige,
Fahrtkosten des Triigers und Ahnliches)

in Hohe von 300 Euro je Veranstaltungstag, bei mehrtégi-
gen Veranstaltungen oder Veranstaltungsreihen hochstens
jedoch 1 000 Euro bewilligt werden. Fiir Veranstaltungen
unter drei Zeitstunden Dauer wird keine Organisations-
kostenpauschale gewéhrt.

Eine Zuwendung kann nur bewilligt werden, wenn die an-
erkannte Zuwendungssumme mindestens 500 Euro be-
tragt.

6.1

6.2

6.3

6.4

Verfahren
Antragsverfahren

Der Antrag ist unter Verwendung des beigefiigten Vor-
drucks zu richten an:

Brandenburgische Landeszentrale fiir politische Bildung
Heinrich-Mann-Allee 107
14473 Potsdam

Antriage sind mindestens acht Wochen vor Beginn der
MaBnahme schriftlich bei der Landeszentrale einzurei-
chen. Als MaBnahmebeginn ist grundsétzlich der Zeit-
punkt zu werten, an dem erstmals eine vertragliche Bin-
dung in Vorbereitung des Projektes eingegangen werden
muss. Antrige, die nicht fristgemi eingehen, koénnen
grundsitzlich nicht beriicksichtigt werden.

Der Antrag muss enthalten:

- die Projektbeschreibung (Ziele, Themen, Zielgrup-
pen, Methoden, Programmablauf), die erwartete Teil-
nehmerzahl sowie fiir alle Honorarempfinger die
Aufgabenbeschreibung, ihre Qualifikation und den
Zeitumfang ihrer zu erbringenden Leistung;

- den Finanzierungsplan;

- bei jeder ersten Antragstellung im Kalenderjahr: die
Satzung, Auszug aus dem Vereinsregister und bei ge-
meinniitzigen Vereinen/Einrichtungen die Gemein-
niitzigkeitsbescheinigung.

Bewilligungsverfahren

Die Zuwendung wird durch schriftlichen Zuwendungs-
bescheid bewilligt.

Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Der Zuwendungsempfinger darf hochstens den Betrag
anfordern, der innerhalb von zwei Monaten verausgabt
werden wird. Bei erkennbar entstehenden Minderausga-
ben ist er zur unverziiglichen Riickzahlung des Minder-
bedarfs verpflichtet.

Zuwendungen, die fiir das laufende Kalenderjahr bewil-
ligt und nicht abgefordert wurden, kdnnen nicht mehr aus-
gezahlt werden.

Verwendungsnachweisverfahren

Soweit im Zuwendungsbescheid nichts anderes bestimmt
ist, sind als Abrechnungsunterlagen einzureichen:

- ein qualifizierter Sachbericht einschlieBlich der Ein-
schitzung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer;

- ein zahlenméaBiger Nachweis der Einnahmen und Aus-
gaben;

- die Teilnehmerliste der Veranstaltung, auf der die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer ihre Anwesenheit durch
Unterschrift bestdtigt haben. Weiterhin sind zum
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Zwecke der Rechnungspriifung Name und Anschrift
anzugeben. Liegt der Wohnsitz nicht im Land Bran-
denburg ist zusétzlich anzugeben, ob der Arbeits- be-
ziehungsweise Ausbildungsort im Land Brandenburg
liegt.

Diese Dokumente sowie stichprobenartige Kontrollen vor
Ort dienen der Landeszentrale zur Uberpriifung, ob der

mit der Zuwendung beabsichtigte Zweck erreicht wurde.

Fiir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der

Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Auf-
hebung des Zuwendungsbescheides und die Riickforde-
rung der gewdhrten Zuwendung gelten die VV zu § 44
LHO, soweit nicht in dieser Forderrichtlinie Abweichun-
gen zugelassen worden sind.

Geltungsdauer

Die Forderrichtlinie tritt am 1. Januar 2014 in Kraft. Sie
tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2015 auller Kraft.
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(Absender)

Brandenburgische Landeszentrale
fur politische Bildung
Heinrich-Mann-Allee 107

14473 Potsdam

Antrag auf Gewiihrung einer Zuwendung
Forderung von Mallnahmen der politischen Bildung

1. Antragsteller

Name/Bezeichnung:

Anschrift:

Vorsitzende/r:

Geschiiftstithrer/in:

Bearbeiter/in:

Telefon:

Telefax:

E-Mail:

Bankverbindung:

IBAN:

BIC:

Kreditinstitut
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2. MabBnahme

Thema:

Veranstaltungsart:

inhaltliche Ziele:

Methoden:

voraussichtlicher
MaBnahmebeginn:

Veranstaltungstermin:

Veranstaltungsdauer
(Stunden/Tage):

Veranstaltungsort:

geplante Teilnehmerzahl:

Zielgruppe(n):

Referenten:

3. Begriindung
zur Notwendigkeit der Mallnahme (das heilt, welches Ziel wird verfolgt, warum von Landesinteresse, warum ver-
wandte Methode, warum diese Zielgruppe), zur Notwendigkeit der Férderung, zur Finanzierung
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Gesamtausgaben

Geplante Ausgaben
It. beiliegendem Finanzierungsplan in Euro

Beantragte Zuwendung in Euro

5.

Finanzierungsplan

Euro

5.1 Gesamtausgaben (Nummer 4)

5.2 Eigenanteil des Antragstellers

5.3 Teilnehmerbeitrige

5.4 Leistungen Dritter (z. B. projektbezogene Spenden)

5.5 beantragte/bewilligte 6ffentliche Férderung (ohne Nummer 5.6) durch:

5.6 beantragte Forderung:

6.

Anlagen

Als Anlagen sind beigefiigt:

Programmablaufplan inklusive der Aufgabenbeschreibung und Qualifikation der Referenten
Finanzierungsplan

Satzung

Kopie des Auszuges aus dem Vereinsregister

Gemeinniitzigkeitsbescheinigung

— . — —
e

() Sonstiges:




Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 2 vom 15. Januar 2014

7. Erklirungen

Der Antragsteller erklirt, dass

I. mit der MaBnahme noch nicht begonnen wurde und auch vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides nicht
begonnen wird (als MaBnahmebeginn ist grundsétzlich der Abschluss eines der Ausfiihrung zuzurechnenden
Lieferungs- und Leistungsvertrages zu werten),

2. er zum Vorsteuerabzug

() Dberechtigt ist und dies bei den Ausgaben beriicksichtigt hat (Preise ohne Umsatzsteuer)
() nicht berechtigt ist (Preise einschliellich Umsatzsteuer),

Anderungen in der Satzung und im Vereinsregisterauszug sofort angezeigt werden,

Ll

4. ihm die Strafbarkeit eines Subventionsbetruges nach § 264 Strafgesetzbuch und die Tatsachen nach den
Nummern 3.6.2 bis 3.6.4 der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Landeshaushaltsordnung als sub-
ventionserheblich bekannt sind,

5. die in diesem Antrag (einschlieBlich der Antragsunterlagen und der Anlagen) gemachten Angaben vollstindig
und richtig sind.

Ort, Datum Rechtsverbindliche Unterschrift

41
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Kommunalwahlen am 25. Mai 2014

Bekanntmachung des Landeswahlleiters
Vom 20. Dezember 2013

1 Aufforderung zur Einreichung von Wahlanzeigen von
Vereinigungen zur Feststellung der Parteieigenschaft

GemiB § 29 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes
(BbgKWahlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juli
2009 (GVBLI.1S. 326), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 5. De-
zember 2013 (GVBI. I Nr. 38), kdnnen Vereinigungen, die sich
an der Wahl zum

1. 5. Landtag Brandenburg oder
2. 17. Deutschen Bundestag im Land

nicht mit einem zurechenbaren Wahlvorschlag beteiligt haben,
als Partei Wahlvorschlige fiir die Kommunalwahlen am 25. Mai
2014 nur einreichen, wenn der Landeswahlausschuss ihre Wahl-
vorschlagsberechtigung als Partei festgestellt hat.

Zu diesem Zwecke miissen diese Vereinigungen
spétestens am 5. Mirz 2014, bis 18 Uhr

dem Landeswahlleiter, Henning-von-Tresckow-Str. 9 - 13,
14467 Potsdam, ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich ange-
zeigt haben (§ 29 Absatz 1 BbgKWahlG).

Diese Vereinigungen unterliegen auch dann dem Erfordernis zur
schriftlichen Wahlanzeige, wenn sie ausschlielich im Rahmen
von Listenvereinigungen an den Kommunalwahlen teilnehmen
wollen (§ 32 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 Satz 3 BbgKWahlG).

In der Anzeige ist der satzungsgeméaBe Name und, sofern vor-
handen, die satzungsgemife Kurzbezeichnung der Vereinigung
anzugeben. Die Anzeige muss von mindestens zwei Mitgliedern
des Landesvorstandes, darunter dem Vorsitzenden oder einem
Stellvertreter, personlich und handschriftlich unterzeichnet sein.

Diese Vereinigungen miissen zur Feststellung der Parteieigen-
schaft ihre schriftliche Satzung und ihr schriftliches Programm
sowie einen Nachweis iiber die satzungsgemife Bestellung des
Landesvorstandes oder, wenn kein Landesvorstand vorhanden
ist, der ndchstniedrigeren Gebietsverbénde, einreichen [§ 7 Ab-
satz 2 des Gesetzes iiber die politischen Parteien (Parteien-
gesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar
1994 (BGBI. I S. 149), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 23. August 2011 (BGBI. I S. 1748)]. Der Landes-
wahlleiter kann zur Feststellung der Parteieigenschaft weitere
Nachweise anfordern.

Der Landeswahlausschuss stellt spitestens am

14. Miirz 2014

fiir alle Wahlorgane verbindlich fest, welche Vereinigungen, die
ihre Beteiligung angezeigt haben, als Parteien anzuerkennen
und als Partei wahlvorschlagsberechtigt sind.

Zu der Sitzung des Landeswahlausschusses zur Feststellung der
Wahlvorschlagsberechtigung als Partei werden die Vereinigun-
gen, die ihre Beteiligung an den Kommunalwahlen angezeigt
haben, vom Landeswahlleiter eingeladen.

Vereinigungen, denen der Landeswahlausschuss die Wahlvor-
schlagsberechtigung als Partei versagt, konnen als politische
Vereinigung oder Wihlergruppe an den Kommunalwahlen teil-
nehmen.

2 Feststellung des Landeswahlleiters

Auf der Grundlage von § 29 Absatz 4 BbgKWahlG wird fiir alle
Wahlorgane verbindlich festgestellt, dass

a) nachstehende Parteien sich an der Wahl zum 5. Landtag
Brandenburg oder an der Wahl zum 17. Deutschen Bundes-
tag im Land mit einem zurechenbaren Wahlvorschlag betei-
ligt haben:

- Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD),

- DIE LINKE (DIE LINKE),

- Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU),
- DEUTSCHE VOLKSUNION (DVU),

- BUNDNIS 90/DIE GRUNEN (GRUNE/B 90),

- Freie Demokratische Partei (FDP),

- Deutsche Kommunistische Partei (DKP),

- DIE REPUBLIKANER (REP),

- Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD),

- Rentnerinnen und Rentner Partei (RRP),

- Familien-Partei Deutschlands (FAMILIE),

- Freie Union (Freie Union),

- Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands (MLPD),
- Biirgerrechtsbewegung Solidaritit (BiiSo),

- Freie Wihler Deutschland (FWD),

- Piratenpartei Deutschland (PIRATEN).

b) folgende Parteien und politische Vereinigungen waren am
Tage der Bekanntmachung des Wahltages am 9. September
2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlages mit
mindestens einem im Land gewdhlten Abgeordneten im
17. Deutschen Bundestag oder im 5. Landtag Brandenburg
vertreten:

- Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD),

- DIE LINKE (DIE LINKE),

- Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU),
- Freie Demokratische Partei (FDP),

- BUNDNIS 90/DIE GRUNEN (GRUNE/B 90).
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Feststellung des Unterbleibens einer
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben ,,110-kV-Freileitung Finsterwalde -
Ragow, Abschnitt Finsterwalde - Uckro (BI. 6830)«

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe
Vom 17. Dezember 2013

Die MITNETZ STROM, Annahofer Graben 1 -3 in 03099 Kolk-
witz plant zwecks Ertiichtigung der vorhandenen 110-kV-Frei-
leitung Finsterwalde - Ragow, Abschnitt Finsterwald - Uckro
(B1. 6830) 45 von 104 Masten standortgleich zu ersetzen und
technisch bedingt zu erhdhen.

Auf Antrag der MITNETZ STROM hat das Landesamt fiir Berg-
bau, Geologie und Rohstoffe eine allgemeine Vorpriifung des
Einzelfalls gemidB § 3c Absatz 1 Satz 1 UVPG in Verbindung mit
Nummer 19.1.2 Spalte 2 der Anlage 1 UVPG durchgefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der von der Vor-
habentrigerin vorgelegten Unterlagen.

Diese Entscheidung ist nicht selbststdndig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden An-
tragsunterlagen einschlieflich Kartenmaterial kénnen nach vor-
heriger telefonischer Anmeldung (0355 48640-324) wihrend
der Dienstzeiten im Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Roh-
stoffe, Dezernat 32, Inselstrale 26, 03046 Cottbus, eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen:

- Gesetz liber die Umweltvertraglichkeitspriifung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
25.Juli 2013 (BGBI. 1 S. 2749)

- Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBI. I S. 1970,

3621), zuletzt gedndert durch Artikel 3 Absatz 4 des Geset-
zes vom 4. Oktober 2013 (BGBI. I S. 3746)

Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe

Feststellung des Unterbleibens einer
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben ,,Verlingerung des
Planfeststellungsbeschlusses vom 19.12.2005
fiir den Kiessandtagebau Taubendorf*

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe
Vom 17. Dezember 2013

Die Kies- und Steinwerk Boerner GmbH & Co. KG plant die
Verldngerung des Planfeststellungsbeschlusses vom 19.12.2005
fiir den Kiessandtagebau Taubendorf bis zum 31.12.2017.

Auf Antrag der Kies- und Steinwerk Boerner GmbH & Co. KG
hat das Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe eine
allgemeine Vorpriifung des Einzelfalls gemifl § 3e Absatz 1
Satz 2 in Verbindung mit § 3¢ UVPG durchgefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der von der Vor-
habenstrigerin vorgelegten Unterlagen.

Diese Entscheidung ist gemd3 § 3a UVPG nicht selbststindig
anfechtbar. Die Begriindung dieser Entscheidung und die zu-
grunde liegenden Antragsunterlagen einschlieBlich Karten-
material kénnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung
(0355 48640-321) wihrend der Dienstzeiten im Landesamt fiir
Bergbau, Geologie und Rohstoffe, Dezernat 32, Inselstral3e 26,
03046 Cottbus, eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen:

- Gesetz liber die Umweltvertrdglichkeitspriifung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
25.Juli 2013 (BGBI.1S. 2749)

- Bundesberggesetz vom 13. August 1980 (BGBI. I S. 1310),

zuletzt gedndert durch Artikel 15a des Gesetzes vom 31. Ju-
112009 (BGBL. I S. 2585)

Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe
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Feststellung des Unterbleibens einer
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben ,,Erginzung und Verlingerung des
fakultativen Rahmenbetriebsplans -
Grauwacketagebau Grofithiemig*

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Bergbau,
Geologie und Rohstoffe
Vom 18. Dezember 2013

Die Lausitzer Grauwacke GmbH plant die Ergénzung und Ver-
langerung des fakultativen Rahmenbetriebsplans ,,Grauwacke-
tagebau Grofithiemig* bis zum 31.12.2025.

Vor Zulassung des Antrags hat das Landesamt fiir Bergbau, Geo-
logie und Rohstoffe eine allgemeine Vorpriifung des Einzelfalls
gemilB § 3e Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 3¢ UVPG
durchgefiihrt.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der von der Vor-
habenstrigerin vorgelegten Unterlagen.

Diese Entscheidung ist gemal § 3a UVPG nicht selbststindig
anfechtbar. Die Begriindung dieser Entscheidung und die zu-
grunde liegenden Antragsunterlagen einschlieflich Karten-
material konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung
(0355 48640-321) wihrend der Dienstzeiten im Landesamt fiir
Bergbau, Geologie und Rohstoffe, Dezernat 32, Inselstralie 26,
03046 Cottbus, eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen:

- Gesetz liber die Umweltvertrdglichkeitspriifung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
25.Juli 2013 (BGBI. I S. 2749)

- Bundesberggesetz vom 13. August 1980 (BGBI. I S. 1310),

zuletzt gedndert durch Artikel 15a des Gesetzes vom 31. Ju-
112009 (BGBI. I S. 2585)

Landesamt fiir Bergbau, Geologie und Rohstoffe

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Feststellen des Unterbleibens einer
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung des Landesbetriebes Forst
Brandenburg, Oberforsterei Lehnin
Vom 10. Dezember 2013

Der Antragsteller plant im Landkreis Potsdam Mittelmark
Gemarkung Wusterwitz, Flur 7, Flurstiick 39 und Flur 12, Flur-
stiick 18 die Erstaufforstung gemiB § 9 LWaldG' auf einer
Flache von 8,8629 ha.

GemiB Nummer 17.1.3 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG? ist
fiir geplante Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha
Wald zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortsbezogene
Vorpriifung des Einzelfalls im Sinne des § 3¢ Satz 2 UVPG
durchzufiihren.

Die Vorpriifung wurde auf der Grundlage der Antragsunterlagen
vom 10.10.2013, Az.: LFB 13.06-7020-06-6/13 durchgefiihrt.
Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir das
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbststindig anfechtbar. Die Be-
griindung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden
Unterlagen kénnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung
unter der Telefonnummer 03382 310 wihrend der Dienstzeit
beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberforsterei Lehnin,
Am Fischersberg 6, 14797 Kloster Lehnin eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

1. Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom
20. April 2004 (GVBL. I S. 317), zuletzt gedndert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 27. Mai 2009 (GVBI. I S. 175,
184)

2. Gesetz iber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010
(BGBI. I S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 8. April 2013 (BGBI. I S. 734)

3. Gesetz liber die Priifung von Umweltauswirkungen bei be-
stimmten Vorhaben, Plinen und Programmen im Land
Brandenburg (Brandenburgisches Gesetz tiber die Umwelt-
vertraglichkeitspriifung - BbgUVPG) vom 10. Juli 2002
(GVBL IS. 62), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 29. November 2010 (GVBI. I Nr. 39)
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BEKANNTMACHUNGEN DER KORPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Versorgungswerk der Rechtsanwilte in Brandenburg

Rentensteigerungsbetrag und Richtsatz
fiir das Sterbegeld des Versorgungswerkes
der Rechtsanwilte in Brandenburg

Bekanntmachung des Versorgungswerkes
der Rechtsanwilte in Brandenburg
Vom 25. November 2013

Gemal § 18 Absatz 2 und § 29 der Satzung des Versorgungs-
werkes der Rechtsanwilte in Brandenburg vom 7. November
2003 (ABIL 2004 S. 838), zuletzt gedndert durch die Sechste
Satzung zur Anderung der Satzung des Versorgungswerkes der
Rechtsanwilte in Brandenburg vom 23. November 2012 (ABI.
2013 S. 1987), werden die Beschliisse der Vertreterversamm-
lung tiber den jdhrlichen Rentensteigerungsbetrag und den
Richtsatz fiir das Sterbegeld nach Genehmigung durch das
Ministerium fiir Wirtschaft und Europaangelegenheiten als Ver-
sicherungsaufsicht wie folgt bekannt gemacht:

Der Rentensteigerungsbetrag wird mit Wirkung vom
-01.01.2014 auf 74,00 EUR

festgesetzt.

Der Richtsatz fiir das Sterbegeld wird mit Wirkung vom

-01.01.2014 in Hohe von 2.800,00 EUR

festgesetzt.

Brandenburg an der Havel, den, 25. November 2013

Versorgungswerk der Rechtsanwilte in Brandenburg

Rechtsanwalt Jens Frick
Vorsitzender des Vorstandes
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend verdffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spéter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spitestens im Termin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Gléaubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Glaubigers
und den iibrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht ginzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckmaBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung aus
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen.
Der Berechtigte kann die Erklarung auch zur Niederschrift der
Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors
entgegensteht, wird aufgefordert, die Authebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht der
Versteigerungserlds an die Stelle des versteigerten Gegenstan-
des.

Amtsgericht Cottbus

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 5. Mirz 2014, 13:00 Uhr
im Amtsgericht Cottbus, Gerichtsplatz 2 in Cottbus, II. Oberge-
schoss, Saal 313, das im Grundbuch von Sergen Blatt 83 einge-
tragene Grundstiick, Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Sergen, Flur 3, Flurstiick 171, Gebdu-
de- und Freiflache, Landwirtschaftsflache, Griintal 3,
GroBe: 10.370 m?
versteigert werden.
Das Grundstiick ist laut Gutachten vom 20.08.2010 bebaut mit
einem Fertigteil-Einfamilienwohnhaus (Bj. 1997/98, nicht un-
terkellert, ca. 180 m?> Wohnfldche) sowie einem unsanierten
Wohnhaus (nicht unterkellert, meist DDR-Standard, ca. 90 m?
Wohnfliache, Ofenheizung), einem massiven Nebengebdude und
Schuppen (teilweise Holz, teilweise massiv).
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
10.05.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 100.000,00 EUR.

Postanschrift: Griintal 3, 03058 Neuhausen OT Sergen

In einem fritheren Termin ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Halfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 59 K 53/10

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Montag, 3. Mérz 2014, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Miillroser

Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Berkenbriick

Blatt 776 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung gemif3 Be-

standsverzeichnis:

Ifd. Nr. 6, Gemarkung Berkenbriick, Flur 3, Flurstiick 591,
GrofBe: 500 qm

1fd. Nr. 7, Gemarkung Berkenbriick, Flur 3, Flurstiick 592,
Grofle: 500 gm

Ifd. Nr. 8, Gemarkung Berkenbriick, Flur 3, Flurstiick 593,
Grofe: 500 qm

Ifd. Nr. 9, Gemarkung Berkenbriick, Flur 3, Flurstiick 594,
GrofBe: 500 gqm

1fd. Nr. 10, Gemarkung Berkenbriick, Flur 3, Flurstiick 595,
Grofe: 500 gqm

Ifd. Nr. 11, Gemarkung Berkenbriick, Flur 3, Flurstiick 596,
Grofe: 500 qm

Ifd. Nr. 16, Gemarkung Berkenbriick, Flur 3, Flurstiick 601,
GrofBe: 500 qm

1fd. Nr. 29, Gemarkung Berkenbriick, Flur 3, Flurstiick 614,
Grofie: 499 gqm

Ifd. Nr. 30, Gemarkung Berkenbriick, Flur 3, Flurstiick 615,
Grofe: 500 qm

Ifd. Nr. 35, Gemarkung Berkenbriick, Flur 3, Flurstiick 620,
GrofBle: 470 qm

1fd. Nr. 40, Gemarkung Berkenbriick, Flur 3, Flurstiick 625,
Grofe: 1.059 qm

Ifd. Nr. 41, Gemarkung Berkenbriick, Flur 3, Flurstiick 626,
Grofe: 3.236 qm

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

08.01.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Ifd. Nr. 6, Flur 3, Flurstiick 591: 10.000,00 EUR
Ifd. Nr. 7, Flur 3, Flurstiick 592: 10.000,00 EUR
1fd. Nr. 8, Flur 3, Flurstiick 593: 10.000,00 EUR
1fd. Nr. 9, Flur 3, Flurstiick 594: 10.000,00 EUR
1fd. Nr. 10, Flur 3, Flurstiick 595: 10.000,00 EUR
Ifd. Nr. 11, Flur 3, Flurstiick 596: 10.000,00 EUR
Ifd. Nr. 16, Flur 3, Flurstiick 601: 10.000,00 EUR
Ifd. Nr. 29, Flur 3, Flurstiick 614: 9.980,00 EUR



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 2 vom 15. Januar 2014 47

Ifd. Nr. 30, Flur 3, Flurstiick 615: 10.000,00 EUR
Ifd. Nr. 35, Flur 3, Flurstiick 620: 9.400,00 EUR
Ifd. Nr. 40, Flur 3, Flurstiick 625: 741,30 EUR
Ifd. Nr. 41, Flur 3, Flurstiick 626: 6.989,76 EUR

Postanschrift: Plangebiet ,,An der Eismiete®, 15518 Berkenbriick
Bebauung: unbebaut
AZ:3K 163/12

Amtsgericht Neuruppin

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 4. Miirz 2014, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Strafle 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das
im Grundbuch von Wittenberge Blatt 4974 cingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

1 Wittenberge 14 35 Gebaude- und Gebdude- 600 m?
nebenfliche,
Perleberger Str. 148

laut Gutachter: bebaut mit einem Wohn- und Geschéftshaus
(Baujahr ca. 1900) in 19322 Wittenberge, Perle-
berger Strafle 148

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

14.07.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 50.350,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 7K 212/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 11. Mirz 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Strale 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das
im Grundbuch von Hohen Neuendorf Blatt 8859 eingetragene
Wohnungserbbaurecht, Bezeichnung gemifl Bestandsverzeich-
nis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

1 60/100 Anteil an dem Erbbaurecht, das im Grundbuch von Hohen
Neuendorf Blatt 6994 als Belastung des im Bestandsverzeichnis
unter Nummer 2 verzeichneten Grundstiicks

1 784/1 Gebaude- und Freifldche 723 m*

Summter Strafle 5 A

in Abteilung II Nr.3 eingetragen. Das Erbbaurecht endet am
31.12.2090.
Der Erbbauberechtigte bedarf der Zustimmung des Grund-
stiickseigentiimers im Falle der VerduBerung des Erbbau-
rechts im Ganzen oder in Teilen, sowie zur Belastung des
Erbbaurechts mit Grundpfandrechten, Reallasten, Dauer-
wohn- und Dauernutzungsrechten sowie zur Anderung des
Inhalts dieser Rechte, wenn die Anderung eine weitere Be-
lastung des Erbbaurechts enthélt.

Grundstiickseigentiimer: Die Stadt Hohen Neuendorf
Unter Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung vom
29.03.1999/11.05.2001 (URNr. 368/1999, Notarin G.
Schmidt in Oranienburg) eingetragen am 01.10.2001.

Mit dem Anteil am Erbbaurecht ist das Sondereigentum an
der Wohnung Nr. 1 im Erdgeschoss, dem Kellerraum, der
Garage und des Abstellraumes jeweils mit Nr. 1 im Auftei-
lungsplan bezeichnet, der aufgrund des Erbbaurechts er-
richteten Gebdude verbunden.

Der Anteil ist durch die Einrdumung der zu dem anderen An-
teil gehdrenden Sondereigentumsrecht (eingetragen im
Blatt 8860, ausgenommen dieses Blatt) beschrinkt.
Sondernutzungsrechte sind vereinbart.

Wegen Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums wird
auf die Bewilligung vom 18.06.2008/29.03.1999 (UR-Nr.
837/2008 und 368/1999, Notarin Gabriela Franke in Ora-
nienburg) Bezug genommen; eingetragen am 14.06.2012.

laut Gutachter: Wohnungseigentum an dem aufgrund Erbbau-
recht errichteten Gebdude in 16540 Hohen
Neuendorf, Summter Strale 5SA an der Woh-
nung Nr. 1 im Erdgeschoss nebst Keller, Garage
und Abstellraum

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

09.01.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 76.100,00 EUR
Geschéfts-Nr.: 7K 391/12

Teilungsversteigerung

Zum Zwecke der Authebung der Gemeinschaft sollen am
Dienstag, 11. Miirz 2014, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-

ruppin, Karl-Marx-Straf3e 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, die

im Grundbuch von Stolpe Blatt 363 eingetragenen Grund-

stiicke, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

2 Stolpe 3 178 Verkehrsflache, Strafie 10 m?
Dorfstrafle

3 Stolpe 3 179 Gebaude- und Freifliache 753 m?
ungenutzt, Dorfstrale

5 Stolpe 3 127 Gebidude- und Freifliche 1.136 m?

ungenutzt, Dorfstrafe

laut Gutachter: drei unbebaute Grundstiicke in 16540 Hohen
Neuendorf OT Stolpe, Neue Dorfstralie, Flur-
stiick 178: Verkehrsflache, Flurstiicke 179 und
127 jeweils selbstdndig nicht nutzbare Arron-
dierungsflichen (Grundstiicksbreite ca. 9 m),
iiber das Flurstiick 127 verlduft quer von einer
110 KV Hochspannungsleitung

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

10.06.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: insgesamt 34.525,00 EUR
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- Flurstiick 178 Flur 3: 125,00 EUR
- Flurstiick 179 Flur 3: 25.000,00 EUR
- Flurstiick 127 Flur 3: 9.400,00 EUR

Geschifts-Nr.: 7 K 102/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Mittwoch, 9. April 2014, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebiaude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Strale 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, die
im Grundbuch von Protzen Blatt 434 ecingetragenen Grund-
stiicke, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

6  Protzen 3 331 Gebdude- und Freifliche 105 m?
Wohnen Dorfstrafle 80
Gebiude- und Freifldche 77 m?
Wohnen Dorfstrafle 82

7  Protzen 3 332

versteigert werden.

Laut Gutachter:Zwei Wohngrundstiicke in 16833 Protzen, Dorf-
strafle 80 und Dorfstrale 82, bebaut - jeweils -
mit einem Reihenhaus (Bj. ca. 1900, W1l. ca.:
75 m? und 58 m?)

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

17.06.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: insgesamt 19.000,00 EUR.

Die Einzelwerte der beschlagnahmten Objekte wurden wie folgt
festgesetzt:

Fiir das Grundstiick Flur 3 Flurstiick 331 (Dorfstraflie 80) auf:
13.000,00 EUR.

Fiir das Grundstiick Flur 3 Flurstiick 332 (Dorfstrafle 82) auf:
6.000,00 EUR.

Geschifts-Nr.: 7 K 270/11

Amtsgericht Potsdam

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 4. Februar 2014, 13:30 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss,
Saal 310, das im Wohnungsgrundbuch von Potsdam
Blatt 16820 cingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung
gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 35,39/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick, Gemarkung Potsdam,
Flur 1, Flurstiick 489, Landwirtschaftsflichen, Ned-
litzer Straf3e, grof3: 803 n?’,
Flur 1, Flurstiick 485, Gebdude- und Freifldche,
Nedlitzer Strale 8 B, 8 C, 8 D, 8 E, grof3: 1.777 m?,
Flur 1, Flurstiick 725, Verkehrsflache, Bruno-Taut-
Stralle, grof3: 117 m?,
verbunden mit dem Sondereigentum an der Woh-
nung Nr. 23 im Aufteilungsplan, Sondernutzungs-
rechte sind vereinbart,
versteigert werden.
Die Wohnung liegt im Haus Nedlitzer Strafle 8 B 1. OG links.
Die Wohnfldche betrdgt etwa 55 m*.

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in die Grundbiicher
am 26.10.2011 eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt 70.000 EUR Das Objekt ist
vermietet.
AZ:2K313-1/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnertag, 6. Februar 2014, 13:30 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss,
Saal 310, das im Grundbuch von Rathenow Blatt 4376 einge-
tragene Grundstiick, Bezeichnung geméif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Rathenow, Flur 1, Flurstiick 43/3,
Gebdude- und Gebdudenebenflichen, Genthiner
Str. 69, grof3: 1.750 m?,
versteigert werden.
Das Grundstiick ist mit einem unterkellerten Einfamilienhaus
(Baujahr 1978) mit Anbau (Baujahr 1996) bebaut. Eingeschos-
siger Baukorper, konzipiert als Typenbau ,,Giistrow*. Die Wohn-
fliche betrdgt etwa 146 m’. Die Nutzfliche im Kellergeschoss
betragt etwa 83 m™.
Der Versteigerungsvermerk wurde im Grundbuch am
26.07.2011 eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 200.000 EUR. Das
Objekt ist eigen genutzt.
AZ:2K223/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 11. Februar 2014, 13:30 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss,
Saal 310, das im Grundbuch von Milow Blatt 346 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Milow, Flur 6, Flurstiick 349/126,
Gebdude- und Gebidudenebenflichen, Friedens-
stra3e 38, groB: 1.050 m?,
versteigert werden.
Das Grundstiick ist mit einem teilunterkellerten Wohngebaude
(im Erdgeschoss, im Dachgeschoss 2 Wohnungen) mit Saalbau,
einer Kegelbahn sowie einem Schuppen und einer Garage be-
baut. Die Wohnungen haben eine Flache von 68 m* und 50 m’.
Die Gewerbenutzfliche mit Gastraum, Tanzflache, Biihne, Bil-
lard 1 und 2, Dusche/Lager und Sanitidranbau betrdgt etwa
348 m~.
Der Versteigerungsvermerk wurde am 16.10.2006 in das ge-
nannte Grundbuch eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 190.000 EUR.

Im Versteigerungstermin am 10.09.2007 wurde der Zuschlag
wegen Nichterreichens der 5/10-Grenze versagt.
AZ:2 K 443/06

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Donnerstag, 13. Februar 2014, 13:30 Uhr
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im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss,
Saal 310, die im Grundbuch von Grebs Blatt 667 eingetragenen
Grundstiicke, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

- samtlich Gemarkung Grebs, Flur 1 -

Ifd. Nr. 1, Flurstiick 920, Gebaude- und Freiflaiche, Am Massiv-
hauspark, grof3: 522 m?,

Ifd. Nr. 2, Flurstiick 912, Gebdude- und Freifliche, Am Massiv-
hauspark 8, grof3: 571 m?,

Ifd. Nr. 3, Flurstiick 916, Gebdude- und Freifliche, Am Massiv-
hauspark 8, grof3: 541 m’?,

Ifd. Nr. 4, Flurstiick 924, Gebdude- und Freiflaiche, Am Massiv-
hauspark, grof3: 494 m?,

Ifd. Nr. 5, Flurstiick 928, Gebdude- und Freifliche, Am Massiv-
hauspark 8, grof: 273 m?,

versteigert werden.

Die Flurstiicke 920 und 924 sind mit einer Mehrzweckhalle
(Baujahr etwa 1987) bebaut, die Nutzfldche betrégt etwa 385 m*.
Die Flurstiicke (wirtschaftliche Einheit Zimmerei) sind eigen
genutzt.

Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am
04.04.2012 eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf insgesamt 92.000 EUR.
Zum Zeitpunkt der Bewertung war das Grundstiick ungenutzt.
AZ:2K 103/12

Zwangsversteigerung / keine Grenzen (5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 5. Mirz 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Woh-
nungsgrundbuch von Niemegk Blatt 2244 eingetragene Woh-
nungseigentum, Bezeichnung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1:  794/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick:
Gemarkung Niemegk, Flur 1, Flurstiick 95/1, Ge-
baude- und Freifliche, Waldstralle 6, 760 m* grof3
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Dach-
geschoss Nr. W9 des Aufteilungsplans mit Kellerraum Nr. W9
des Aufteilungsplans

versteigert werden.
Der Verkehrswert ist auf 35.000 EUR festgesetzt wor-den.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 03.04.2013 eingetra-
gen worden.

Die Eigentumswohnung befindet sich im Dachgeschoss rechts
des Mehrfamilienhauses (Bj. 1997) in der Waldstrale 6,
14823 Niemegk. Sie verfiigt iber eine Wohnfldche von 54,37 m*
mit Flur, Dusche/WC, Kiiche, Wohnzimmer, Schlafzimmer und
Balkon sowie einen Kellerraum.

Im Termin am 11.12.2013 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Halfte des Verkehrswertes nicht
erreicht hat.

AZ: 2K 87/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 5. Mirz 2014, 10:30 Uhr
im Hauptgebdude des Amtsgerichts in 14467 Potsdam, Hegel-
allee 8 im Saal 304.1, II. Obergeschoss, das im Grundbuch von
Nennhausen Blatt 610 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Nennhausen, Flur 3, Flurstiick 229/2,
Gebdude- und Freifliche, Hauptstralie 50 A, Grofe:
507 m?,
versteigert werden.
Das Grundstiick ist mit einem Wohn- und Praxisgebdude (Bau-
jahr 1995, nach einem Brand im EG renoviert; Bauméngel und
-schiden; Nutzflachen: im KG etwa 87 m* und im EG gewerb-
lich etwa 109 m?; etwa 77 m* Wohnflache im DG) bebaut.

Der Verkehrswert wurde gemdB3 § 74a Absatz 5 ZVG auf
120.000 EUR festgesetzt.

Der Versteigerungsvermerk ist am 14.09.2012 in das genannte
Grundbuch eingetragen worden.
AZ:2K232/12

Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung der
Gemeinschaft
Im Wege der Teilungsversteigerung sollen am
Mittwoch, 5. Mirz 2014, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, die im Grundbuch
von Beelitz Blatt 1315 eingetragenen Grundstiicke, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
- samtlich Gemarkung Beelitz, Flur 5, Waldflache, Die Kiehn-
stétte -
Ifd. Nr.1,  Flurstiick 16, groB3: 2.761 m?,

Flurstiick 17, grof3: 2.553 m?,

Flurstiick 18, grof: 2.553 m?

Flurstiick 19, grof3: 2.552 m’?,

Flurstiick 20, grof3: 2.553 m’?,

Flurstiick 21, grof: 3.320 m’,

Flurstiick 22, grof3: 2.570 m’,

Flurstiick 23, grof3: 2.570 m?,

Flurstiick 24, grof3: 2.556 m?,

Flurstiick 26, grof3: 2.556 m?,

Flurstiick 27, gro3: 2.553 m’?,

Flurstiick 28, gro3: 2.553 m’,

Flurstiick 29, grof3: 2.553 m’,

Flurstiick 30, grof3: 2.553 m?,

Flurstiick 31, grof3: 2.561 m?,

Flurstiick 32, grof3: 2.563 m’?,

Flurstiick 33, grof: 2.554 m’,

Flurstiick 34, grof3: 3.986 m’,
Ifd. Nr. 2, Flurstiick 25, gro3: 6.303 m?,

und das im Grundbuch von Reesdorf Blatt 66 eingetragene

Grundstiick, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Reesdorf, Flur 4, Flurstiick 2, Forsten
und Holzungen Reesdorfer Heide, grof3: 89.960 m?,

versteigert werden.
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Der Verkehrswert ist auf insgesamt 229.000 EUR festgesetzt
worden.
Es entfallen auf das Grundstiick in Reesdorf Blatt 66 (Flur 4,

Flurstiick 2): 184.000 EUR
und auf die Grundstiicke im Grundbuch von Beelitz Blatt 1315
insgesamt: 45.000 EUR

(Ifd. Nr. 1 =Flur 5, Flurstiicke 16 - 24 und 26 - 34: 40.000 EUR
Ifd. Nr. 2, = Flur 5, Flurstiick 25: 5.000 EUR).

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist jeweils am 26. August
2013 eingetragen worden.

Die Grundstiicke werden forstwirtschaftlich genutzt. Der Auf-
wuchs der Waldflidchen besteht vorwiegend aus Kiefernbestin-
den im Altersbereich zwischen ca. 40 bis 120 Jahren. Die zu-
sammenhdngenden Flurstiicke in der Gemarkung Beelitz liegen
ca. 2 km nérdlich der Stadt Beelitz. Sie werden im Westen durch
die Bundesstralle B 2 und im Osten durch den Kéhnsdorfer Weg
begrenzt. Das Grundstiick in der Gemarkung Reesdorf ist kom-
plett vom Wald umgeben. Der Wert dieses Grundstiicks wurde
um 13.650 EUR je ha erhoht, weil die nicht auszuschlieBende
Maoglichkeit besteht, dass dieses Grundstiick im Bereich eines
geplanten Windparks (Windeignungsgebiet WEG 25) liegt.
Az.:2K 185/13

Zwangsversteigerung/keine Grenzen (5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 10. Mirz 2014, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch
von Satzkorn Blatt 298 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 1, Flurstiick 163, Gebidude- und Freifldche,

Dorfstr. 8, grof3: 3.116 m?,
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 70.000 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 5. Juli 2012 eingetra-
gen worden.

Das Grundstiick ist mit einem unter Denkmalschutz stehenden
ehemaligen Gutshaus mit Seitenfliigel bebaut. Das Mitte des
18. Jahrhunderts in barocker Bauweise errichtete Gebéude be-
findet sich auf Grund von jahrelangem Leerstand und unter-
lassener Unterhaltungsarbeiten in einem stark sanierungs-
bediirftigen Zustand.

Im Termin am 25. November 2013 ist der Zuschlag versagt wor-
den, weil das abgegebene Meistgebot die Hélfte des Verkehrs-
wertes nicht erreicht hat.

AZ: 2K 205/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am

Dienstag, 11. Mérz 2014, 9:00 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober-
geschoss, Saal 304.1, die in den nachfolgend aufgefithrten
Grundbiichern von Nauen eingetragenen Teileigentumsrechte,

Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

jelfd. Nr.1: an dem Grundstiick von Gemarkung
Nauen, Flur 13,
Flurstiick 67, Gebdude- und Gebdudeneben-
flichen, DammstraBe 27, 3.312 m? groB,
Flurstiick 69, Gebiude- und Gebiudeneben-
flichen, DammstraBe 27, 206 m? grof3,
Flurstiick 65/1, Gebdude- und Gebdudeneben-
flichen, DammstraBe 27, 112 m? groB,

Akten- Grundbuch| Miteigen- verbunden |Lage in
zeichen von Nauen | tumsanteil mit Nr. des der
Blatt Teileigen- Tief-
tums It. garage
Auftei-
lungsplan
37,782/10.000 | Einheit Nr. 47 | Nr. 13
37,782/10.000 | Einheit Nr. 50 | Nr. 16
37,782/10.000 | Einheit Nr. 53 | Nr. 19
37,782/10.000 | Einheit Nr. 56 | Nr. 22
37,782/10.000 | Einheit Nr. 58 | Nr. 24
37,782/10.000 | Einheit Nr. 59 | Nr. 25
37,782/10.000 | Einheit Nr. 60 | Nr. 26

2K 90-1/13 5136
2K 90-2/13 5139
2K 90-3/13 5142
2K 90-4/13 5145
2K 90-5/13 5147
2K 90-6/13 5148
2K 90-7/13 5149

versteigert werden.

Es handelt sich um Tiefgaragenstellplétze (bis auf Einheit Nr. 59
nicht vermietet) eines voll unterkellerten Wohn- und Geschéfts-
hauses mit Erd-, Ober- und ausgebautem Dachgeschoss, wel-
ches ca. 1996 errichtet wurde. Die Zufahrt zu den Tiefgaragen
wurde mit Betonpflaster befestigt und hat ein elektronisch be-
triebenes Stahlgittertor.

Der Versteigerungsvermerk wurde je am 15.05.2013 in die ge-
nannten Grundbiicher eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf jeweils 4.500 EUR.
AZ:2K90-1bis-7/13

Amtsgericht Strausberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Mittwoch, 26. Februar 2014, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebédude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, die im Grundbuch von Greiffenberg Blatt 367 eingetra-
genen Grundstiicke, Bezeichnung gemil3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 7, Gemarkung Greiffenberg, Flur 1, Flurstiick 194,
Gebdude- und Freiflaiche, Breite Str. 82, Grofe:
650 m?,
Ifd. Nr. 8, Gemarkung Greiffenberg, Flur 1, Flurstiick 195,
Gebaude- und Freifliache, Kirchstr., Grofie: 140 m?
laut Gutachten:
Flstk. 194: Grundstiick bebaut mit 2-geschossigem Gebdude
(Wohnen/Gewerbe), Bj. ca. 1900, Umbau/Erweiterung in 50er/
60er Jahren, teilunterkellert, geschitzte Wohn-/Nutzflache ca.
247 m* (1/3 gewerblich, 2/3 zu Wohnzwecken), hoher Sanie-
rungsbedarf, Flache von ca. 92 m* Verkehrsfliache
Nebengebdude: Werkstatt/Abstellrdume
Achtung: Begutachtung iiberwiegend durch &uflere Inaugen-
scheinnahme!
Flstk. 195: mit Garagengebéude iiberbautes Grundstiick, ca. 15 m?
Verkehrsfldche
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Lage: Breite Str. 82, z. T. Ecke Kirchstr., 16278 Angermiinde
OT Greiffenberg

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
16.09.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemédB § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt
festgesetzt:

bzgl. Flurstiick 194 auf: 38.000,00 EUR

bzgl. Flurstiick 195 auf: 1.920,00 EUR.

AZ:3K321/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 5. Mérz 2014, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebiude, Klosterstrafle 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Grundbuch von Eberswalde Blatt 9836 eingetra-
gene Grundstiick, Bezeichnung geméill Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 30, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstiick 31, Wald-

fliche, Kupferhammer Weg 54, Grofle 773 m?
laut Gutachten: unbebautes baureifes Bauland direkt am Kup-
ferhammerweg
Lage: 16225 Eberswalde, Kupferhammerweg 54
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
10.01.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 13.100,00 EUR.
AZ:3K 178/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 5. Mirz 2014, 10:00 Uhr

im Gerichtsgebdude, Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Grundbuch von Eberswalde Blatt 9836 eingetra-
gene Grundstiick, Bezeichnung gemil3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 19, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstiick 20, Un-

land, Kupferhammer Weg 72, Gréfie 736 m?
laut Gutachten: unbebautes baureifes Bauland direkt am Kup-
ferhammerweg
Lage: 16225 Eberswalde, Kupferhammerweg 72
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
10.01.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméil § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 12.500,00 EUR.
AZ:3K 169/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 5. Mirz 2014, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebaude, Klosterstraflie 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Grundbuch von Honow Blatt 1776 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung gemaf3 Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 3, Gemarkung Hoénow, Flur 2, Flurstiick 1974, Théal-

mannstrale, Gebdude- und Freifldche, Grofie 131 m?

laut Gutachten: unbebautes Grundstiick im Geltungsbereich ei-
nes B-Planes, Teilfliche als Gehweg genutzt,

Lage: 15366 Hoppegarten OT Honow, Thalmannstral3e, in Sack-
gasse

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
16.08.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 9.000,00 EUR.
AZ:3K218/13

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 5. Mirz 2014, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebiude, Klosterstrafle 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Grundbuch von Miincheberg Blatt 2471 einge-
tragene Grundstiick, Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Miincheberg, Flur 1, Flurstiick 23, Ge-

baude- und Freiflache, Poststrafie 28, Grofle: 351 m?
laut Gutachten:
Grundstiick bebaut mit Mehrfamilienhaus, unterkellert, Bj.
1975, 3 Wohnungen, insges. ca. 215 m* W{l. (geschitzt), um
2000 Teilmodernisierung, Lage im Sanierungsgebiet
Achtung! Dem Sachverstindigen wurde kein Zutritt zum Objekt
gewihrt.
Lage: Poststr. 28, 15374 Miincheberg
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
13.04.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 39.200,00 EUR.
AZ:3K219/12

Insolvenzsachen

Von der elektronischen Veroffentlichung wird abgesehen.
Informationen zu Insolvenzverfahren sind unter dem Justiz-
portal ,.https://www.insolvenzbekanntmachungen.de/*
abrufbar.


Kerstin.Vater
Schreibmaschinentext

Kerstin.Vater
Schreibmaschinentext
Von der elektronischen Veröffentlichung wird abgesehen. 
Informationen zu Insolvenzverfahren sind unter dem Justiz-
portal „https://www.insolvenzbekanntmachungen.de/“ 
abrufbar.
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SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Bekanntmachung iiber die
Ungiiltigkeitserklirung von Dienstausweisen

Landesrechnungshof Brandenburg

Der abhanden gekommene Dienstausweis von Herrn Frank
Kutzner mit Dienstausweisnummer 200 512, Landesrech-
nungshof Brandenburg, ausgestellt am 24. Midrz 2011, Giiltig-
keitsvermerk bis zum 23. Mérz 2021, wird hiermit fiir ungiiltig
erklart.

Polizeiprisidium

Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis von
Herrn Alexander Doring, Dienstausweisnummer: 007310, Far-
be griin, ausgestellt vom Zentraldienst der Polizei des Landes
Brandenburg, wird hiermit fiir ungiiltig erklart.

Fachhochschule der Polizei

Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis der
Beschiftigten der Fachhochschule der Polizei Frau Michaela
Schober, Dienstausweisnummer: 006688, ausgestellt durch den
ZDPol, wird hiermit fiir ungiiltig erklart.

Landkreis Barnim
Der Landrat

Der auf dem Namen Bérbel Glienke ausgestellte und durch
Verlust abhanden gekommene Dienstausweis (Farbe: gelb) der
Mitarbeiterin des Landkreises Barnim (Dezernat 11, Jugendamt,
Dienstausweisnummer: 383, mit einer unbefristeten Giiltigkeit,
ausgestellt am 18. November 1999, wird hiermit fiir ungiiltig
erklart.

Der auf dem Namen Svenja Lattwein ausgestellte und abhan-
den gekommene Dienstausweis der ehemaligen Mitarbeiterin
des Landkreises Barnim (Sozialarbeiterin im Jugendamt des
Dezernates II), Dienstausweisnummer 1162, ausgestellt am
1. April 2012, Giiltigkeitsvermerk bis zum 31. Mérz 2014, wird
hiermit fiir ungiiltig erklart.

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Glaubigeraufrufe

Der Verein Wohngemeinschaft Hausfrieden e. V., eingetragen beim
Amtsgericht Potsdam unter der Registersache VR Nr. 7801 P ist
durch Beschluss der Mitgliederversammlung vom 12.01.2013
aufgelost worden.

Die Gldubiger werden aufgefordert, Thre Anspriiche bis zum
16.01.2015 bei nachstehend genannten Liquidatoren anzu-
melden:

Etourno, Manfred, Berlin, Feurigstr. 43, 10827 Berlin
Mauersberg, Karin, Mahlow
Rusche, Frank, Mahlow

Der Verein Bildungsnetz Berlin-Brandenburg e.V. (VR 7138 P,
Amtsgericht Potsdam) wurde am 05.11.2013 durch Beschluss
der Mitgliederversammlung aufgeldst. Die Gldubiger werden
aufgefordert, ihre Anspriiche bis zum 16.01.2015 bei den Liqui-
datoren Dr. Walter Giirth (Wacholderstr. 22, 15834 Rangsdorf)
bzw. Wera Ebert (Rudolf-Oelschldger-Str. 4, 14548 Schwielow-
see OT Geltow) anzumelden.

Der Verein gesundheitsbewusster Menschen e. V., eingetragen
unter der Vereins-Nr. VR 1325 FE, ist durch Beschluss vom
26.01.2012 aufgelost.

Die Gldubiger werden aufgefordert, ihre Anspriiche gegen den
Verein bis zum 16.01.2015 bei nachstehend genanntem Liqui-
dator anzumelden:

Valentina Langanki, Am Hutberg 60, 15890 Schlaubetal
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